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 Mainz, 21.01.2026 
 
 
Anfrage 0185/2026 zur Sitzung am 04.02.2026   
Stärkung des Tourismus (FDP) 
 
 Im Haushaltsplan 2026 sind Einnahmen in Höhe von 2 Mio. € aus einem neu einzufüh-
renden Gästebeitrag veranschlagt. 
 
Vor dem Hintergrund, der im Rahmen der letzten Haushaltsberatungen wiederholt geäu-
ßerten Kritik, dass Verwaltung und Gremien oftmals erst sehr kurzfristig in Entscheidungs-
prozesse eingebunden werden, halten wir es in diesem Fall für besonders wichtig, eine 
frühzeitige, transparente und umfassende Beratung sicherzustellen. 
Wir Freie Demokraten erkennen an, dass die gastgewerblichen Umsätze erheblich zum 
Steueraufkommen auf allen Ebenen beitragen und lehnen deshalb Sondersteuern oder 
Abgaben im Tourismusgewerbe ab. 
Gerade im Hinblick auf die Außenwirkung für den Tourismusstandort sowie auf den Wett-
bewerb mit umliegenden Kommunen erscheint eine sorgfältige inhaltliche Vorbereitung 
und politische Diskussion erforderlich. 
 

 
Wir fragen an: 

1. Gibt es für die Einführung des Gästebeitrags bereits ein inhaltliches Konzept sowie 
eine konkrete Beitragskalkulation? Falls ja, bitten wir um Konkretisierung. 

2. Wann beabsichtigt die Verwaltung, das Thema in den zuständigen Gremien sowie 
im Stadtrat zu beraten? 

3. Ist vorgesehen, die Ortsbeiräte vor einer Beschlussfassung anzuhören und in die 
Beratungen einzubeziehen? 

4. Ist beabsichtigt, die durch den Gästebeitrag erzielten Mehreinnahmen gezielt zur 
zusätzlichen Förderung des Tourismus vor Ort einzusetzen, um hierdurch langfristig 
positive wirtschaftliche Effekte zu erzielen? 

5. Ist vorgesehen, im Rahmen des Konzepts auch Jugendherbergen oder vergleichba-
re Einrichtungen in die Beitragspflicht einzubeziehen? 

6. Wie bewertet die Verwaltung die Gefahr, dass die Einführung eines zusätzlichen 
Gästebeitrags zu einer Abschreckung von Besucherinnen und Besuchern führen 
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könnte, insbesondere im Vergleich zu umliegenden Kommunen ohne entsprechen-
de Abgabe, und welche Maßnahmen sind vorgesehen, um mögliche Wettbewerbs-
nachteile zu vermeiden? 

 
 

 
 
Susanne Glahn 
Fraktionsvorsitzende 
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